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EKIF Eidgendssische Kommission flr Impffragen
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DFJP Département fédéral de justice et police

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

ONG Organisation non gouvernementale

EPF Ecole polytechnique fédérale

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

SEM Secrétariat d'Etat aux migrations

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

FMI Fonds monétaire International

UE Union européenne

OMS Organisation mondiale de la Santé

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture

DbDC Direction du développement et de la coopération

EMPA Laboratoire fédéral d'essai des matériaux et de recherche

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

AOS Assurance obligatoire des soins

OTAN L'Organisation du traité de I'Atlantique nord
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CICR Comité international de la Croix-Rouge

LGBTI Lesbiennes, gays, bisexuelles, transgenres, intersexuées

FICR Fédération Internationale des Sociétés de la Croix-Rouge et du
Croissant-Rouge

Cl coopération internationale

CFV Commission fédérale pour les vaccinations

InstA Accord institutionnel

APD ,(ARidN(—:é)publique au développement par rapport au revenu national brut
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.10.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die Regierung stand zwar wahrend der Covid-19-Pandemie sozusagen an der Front,
schien aber lange Zeit vom Virus verschont zu bleiben - nicht aber von der
entsprechenden medialen Neugierde. Schon bei der ersten Welle im Marz 2020 hatte
Bundespréasidentin Simonetta Sommaruga den Medien versichert, die Regierung halte
sich streng an die Hygieneempfehlungen und Abstandsregeln. Mitte Oktober 2020
musste sich Guy Parmelin in Quarantédne begeben, weil eine Person aus der Verwaltung
mit ihm Kontakt gehabt hatte, die positiv auf Corona getestet worden war. Parmelin sei
aber negativ getestet worden und habe telefonisch an der Bundesratssitzung
teilgenommen, so die Auskunft seines Departements. Ein weiteres Mal musste der
Wirtschaftsminister Ende 2020 in Quarantane, weil er sich in Grossbritannien mit der
britischen Handelsministerin getroffen hatte und sich aus dem Vereinigten Kénigreich
einreisende Personen vorsorglich in Quarantane begeben mussten.

Ebenfalls Ende Jahr wurde bekannt, dass die Bundesratinnen und Bundesrate mit
gutem Beispiel vorangehen und sich impfen lassen wollten. Prompt wurde dies dann
Mitte Januar 2021 von den Medien als «Vorzugsbehandlung» kritisiert. Eigentlich sei
einzig Ueli Maurer, mit seinen 70 Jahren einer Risikogruppe angehdérend, berechtigt
gewesen, eine der damals noch knappen Impfdosen in Anspruch zu nehmen, so der
Blick, der auch zu berichten wusste, dass sich Guy Parmelin, Alain Berset, Ignazio Cassis
und Karin Keller-Sutter bereits «heimlich», also ohne die Medien dartber zu
informieren und ohne einer Risikogruppe anzugehoéren, geimpft hatten.

Ueli Maurer sorgte dann im Februar 2021 fir Schlagzeilen, weil er auf eine zweite Dosis
verzichten wollte und dies 6ffentlich bekannt gab. Er sei so zah, dass «bereits die erste
Impfung schon fast zu viel» gewesen sei. Im Mai gab Simonetta Sommaruga bekannt, die
erste Dosis erhalten zu haben. Sie habe Wert darauf gelegt, dass zuerst die
Risikogruppen eine Impfung erhielten, gab sie den Medien zu Protokoll. Die
Sonntagszeitung sah in der Impfung Sommarugas ein «Signal an eher impfkritische
Kreise», weil der Bundesratin «aus ihrer Zeit als Konsumentenschitzerin eine gewisse
Impfskepsis nachgesagt» worden sei. Es durften nun alle Regierungsmitglieder geimpft
sein, zitierte die Sonntagszeitung «unbestatigte Informationen». Wahrend andere
Staatschefs ihre Booster-Impfung inszenierten, mache die Schweizer Regierung «ein
kleineres Staatsgeheimnis daraus, wer die dritte Impfung erhalten halbel», so die
Aargauer Zeitung. Auf Anfrage der Zeitung gab Regierungssprecher André Simonazzi
zwar keine individuellen Impftermine bekannt - man wolle neuerliche mediale
Spekulationen vermeiden -, informierte jedoch, dass bis zum 17. Dezember 2021 alle
Regierungsmitglieder zum dritten Mal geimpft worden seien.

Der erste Bundesrat, der sich mit Covid ansteckte, war schliesslich Bundesprésident
lgnazio Cassis Mitte Februar 2022, just nach seiner Ankindigung, dass die Covid-19-
Massnahmen aufgehoben seien. Er weise zwar keine Symptome auf, sei aber positiv
getestet worden und arbeite im Homeoffice, schrieb der Blick. Da die Quaranténe fur
Kontaktpersonen aufgehoben worden war, traf sich das restliche Gremium trotzdem zu
Bundesratssitzungen. Die Anfrage des Blicks, ob sich die anderen sechs Magistratinnen
und Magistraten getestet hatten, wurde nicht beantwortet. Die Regierung habe stets
alle Vorschriften befolgt. In der Folge wurden Alain Berset (9. Méarz 2022), Guy Parmelin
(12. Méarz) und auch Simonetta Sommaruga (22. April) positiv getestet. Sie nahmen
jeweils von ihrem Homeoffice aus an den Regierungssitzungen teil. Den Medien war
dies in Anbetracht der abgeflauten Virulenz des Themas jeweils aber héchstens noch
Randnotizen wert. '
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Das Bundesratsfoto 2022 trug den Titel «der Bundesrat - in seiner Vielfaltigkeit
vereint». Die sieben Bundesratsmitglieder und der Bundeskanzler stehen darin in einer
von oben aufgenommenen Fotomontage auf den grossen West-Ost- und Nord-Sud-
Eisenbahnverbindungen einer mittels SBB-Schienennetzes dargestellten Schweiz -
jeweils an der Stelle ihres Heimatortes. Bundesprasident Ignazio Cassis habe mit dem
Bild Verbindungen, Zusammenhalt und Vielfalt darstellen wollen, gab die Regierung
bekannt. Es sei insbesondere in Zeiten der Covid-19-Pandemie wichtig zu zeigen, was
die Schweiz verbinde.

Der Tages-Anzeiger wusste bereits Mitte Dezember zu berichten, dass eigentlich der
unterirdische Sackbahnhof des Regionalverkehrs in Bern héatte Kulisse sein sollen. Dies
sei jedoch intern unter anderem deshalb auf Widerstand gestossen, weil dort seit
Kurzem Maskenpflicht herrschte. Nach Erscheinen des neuen Fotos gab es wie jedes
Jahr mediale Kommentare. Dass die acht Personen léchelten, mache sie zwar
sympathisch, habe «in einer der gréssten Krise des Landes [...] aber etwas leicht
Frivoles», urteilte etwa die Sonntags-Zeitung. Dass die Nachbarstaaten rosarot seien -
die Schweiz war vor einem rosaroten Hintergrund abgebildet - zeige Uberdies, dass
man kaum Uber eine bilaterale Zukunft reden wolle. Auch die Bahnhofsuhr, die 18:48
Uhr anzeigte, ware besser auf 20:22 gestellt worden. Freude an der Aufnahme des
Grindungsjahres der modernen Schweiz hatte hingegen der Sonntags-Blick. ?

«Vielfalt» war eines der Mottos des Prasidialjahres von Ignazio Cassis und ebendieses
Motto war auch leitend fur den vom Bundesprasidenten organisierten Bundesrats-
Ausflug 2022, der am 30. Juni ganz im Norden der Schweiz begann und am 1. Juli ganz
im Sutden endete. Einer Bootsfahrt am Rheinfall folgte eine Begegnung mit der
Schaffhauser Bevdlkerung wund ein Mittagessen mit der Kantonsregierung.
Normalerweise  fuhrt das «Bundesratsreisli» in den Heimatkanton des
Bundesprasidenten oder der Bundesprasidentin. Da Schaffhausen allerdings bisher
noch nie ein Bundesratsmitglied stellte, wollte Cassis dem Kanton die Referenz
erweisen. Das Tessin war dann freilich die nachste Station des Ausflugs, die mit einem
Extrazug erreicht wurde. Am Nachmittag des ersten Tages besuchten die
Regierungsmitglieder namlich das nationale Jugendsportzentrum in Tenero und
nahmen dort an einem Bogenschiesswettkampf teil. Anschliessend ging die Reise noch
weiter in den Suden: In Mendrisio besuchte der Bundesrat am zweiten Tag der Reise die
Accademia di architettura, wo der Architekt Mario Botta ein Referat zur Geschichte der
Akademie hielt. Auch in Mendrisio traf sich die Landesregierung mit der ansassigen
Bevolkerung und dem kantonalen Regierungsrat. Mit einem Mittagessen im kleinen Kreis
wurde der Ausflug beschlossen.

Fur das Treffen mit der Bevolkerung in Schaffhausen hatte auch der Prasident der
Corona-Massnahmen-skeptischen Organisation «Mass-Voll», Nicolas A. Rimoldi, seinen
Besuch angemeldet. Tatsachlich kam Rimoldi mit Alain Berset und Ueli Maurer ins
Gesprach, was von den Medien festgehalten wurde. Selbst dieses Treffen sei -
abgesehen von ein paar Buh-Rufen - «massvoll verlaufen», berichtete der Blick.
Solange so lockere Gespréache maoglich seien, sei «unser Land noch in Ordnung», fand
die Sonntagszeitung; sei die Schweiz tatsachlich eine Diktatur, wie Mass-Voll behaupte,
dann sei sie «die angenehmste der Welt». 3

Regierungspolitik

Auch 2021 wurden die traditionellen von-Wattenwyl-Gesprache von der Covid-19-
Pandemie beeintrachtigt. Nicht nur, weil die Gesundheitskrise zentraler Gegenstand
aller vier Veranstaltungen war, sondern auch, weil die Gesprache wie schon teilweise im
Jahr zuvor allesamt nicht im namensgebenden Von-Wattenwyl-Haus, sondern im mehr
Platz bietenden Bernerhof stattfanden.

Im Beisein von Bundesprasident Guy Parmelin, den Bundesraten Alain Berset und
lgnazio Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr diskutierten die Spitzen der
Regierungsparteien im Februar die aktuelle Lage, die steigenden Fallzahlen und
mogliche Massnahmen, darunter die anlaufende Impfkampagne. Ebenfalls besprochen
wurden die Digitalisierung der Verwaltung, insbesondere im Gesundheitsbereich, aber
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie auf Arbeitsmarkt und
Unternehmen. Die Regierung informierte zudem Uber den Stand der Europapolitik.
Auch im Mai trafen sich Bundesprasident, Gesundheitsminister, Aussenminister,
Bundeskanzler und Parteiprasidien im Bernerhof, um erneut tber die Gesundheits- und
Wirtschaftslage sowie Uber das Europadossier zu diskutieren. Die Stabilisierung der
Fallzahlen und die Fortschritte bei der Impfung der Bevdlkerung - rund 10 Prozent
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hatten bereits eine Impfung erhalten - liessen die Diskussion erster Offnungsschritte
zu, welche auch dank der Einfuhrung des Covid-Zertifikats moglich werden sollten.
Gegenstand der Gesprache waren zudem die verschiedenen Massnahmen, die der Bund
aufgrund der pandemiebedingten wirtschaftlichen Probleme ergriffen hatte. Bisher
waren zur Bewaltigung der Gesundheitskrise Ausgaben von rund CHF 40 Mrd.
beschlossen worden. Der Aussenminister informierte Uber die <«weiterhin
substanziellen Differenzen» bei den Verhandlungen mit der EU im institutionellen
Rahmenabkommen. Schliesslich wurde die China-Strategie diskutiert, die der
Bundesrat im Frihjahr 2021 vorgelegt hatte.

Auch die traditionellerweise im Herbst in Form einer Klausur mit dem
Gesamtbundesrat organisierten Von-Wattenwyl-Gesprache fanden im Bernerhof statt.
Und wieder standen Covid-19 und Europa auf der Traktandenliste. Die gesundheitliche
Lage hatte sich in der Zwischenzeit wieder verdustert - auch weil die Impfquote nach
wie vor tief war, worlber sich die Teilnehmenden der Gesprache austauschten. Im
Europadossier pladierte der Bundesrat auf eine rasche Freigabe des Kohasionsbeitrags.
Weiteres zentrales Diskussionsthema war das Vorhaben der OECD, einen weltweiten
Mindestsatz fur Unternehmenssteuern in der Hohe von 15 Prozent einzuflhren.
Aufgrund der Ablehnung des CO2-Gesetzes im vergangenen Juni 2021 an der Urne,
wollte der Bundesrat méglichst rasch eine Basis flr eine neue Vorlage schaffen und
informierte Uber erste entsprechende Gesprache mit Verbanden und Parteien.

Mitte November - auch die vierte Gesprachsrunde fand im Bernerhof statt - standen
neben Gesundheits- und Europapolitik auch die «Corona-Schulden» auf dem
Programm, weshalb neben Bundesprasident Guy Parmelin und Alain Berset auch
Finanzminister Ueli Maurer und erneut Bundeskanzler Walter Thurnherr mit den
Regierungsparteispitzen diskutierten. Angesichts des anbrechenden Winters, der nach
wie vor zu tiefen Impfrate und einer neuen, ansteckenden Virusvariante wurde mit
einem Anstieg der Fallzahlen gerechnet und entsprechende Massnahmen diskutiert.
Finanzminister Ueli Maurer informierte Uber die Schulden in Héhe von CHF 25 Mrd., mit
denen der Bundesrat bis Ende 2022 rechnete. Sparprogramme oder Steuererhéhungen
kénnten mit einer Anpassung des Finanzhaushaltsgesetzes vermieden werden, wie der
Bundesrat bereits im Sommer vorgeschlagen hatte. Die angestrebte positivere Dynamik
der Beziehungen zur EU war in den Gesprachen im November ebenso Gegenstand wie
die Migrationssituation - in den ersten 10 Monaten waren rund ein Drittel mehr
Asylgesuche gestellt worden als im Vorjahr - und eine mogliche Strommangellage, die
mit einem «Konzept Spitzenlast-Gaskraftwerk» vermieden werden soll. *

Die Ankindigung der ersten von insgesamt vier von-Wattenwyl-Gesprachen im Jahr
2022 im Februar 2022 glich derjenigen des Vorjahres. Nicht nur der Ort war aufgrund
der Covid-19-Pandemie noch immer nicht das namengebende Von-Wattenwyl-Haus,
sondern erneut der Bernerhof, sondern auch die hauptséchlichen Traktanden der
Gesprache zwischen den Parteispitzen und einer Bundesratsdelegation - im Februar
bestehend aus dem frisch gekurten Bundesprasidenten und Aussenminister Ignazio
Cassis, Gesundheitsminister Alain Berset und Energieministerin Simonetta Sommaruga
sowie dem Bundeskanzler Walter Thurnherr - waren gleich wie im Vorjahr. Diskutiert
wurde namlich Uber die sich langsam entspannende gesundheitspolitische Lage sowie
das in seiner neuen Stossrichtung formulierte Ziel der Regierung, die bilateralen
Beziehungen zur EU zu stabilisieren. Einen weiteren aussenpolitischen
Diskussionspunkt stellte der geplante Sitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
(2023-2024) dar. Simonetta Sommaruga informierte Uber die geplanten Vorhaben zur
Senkung der Treibhausgasemissionen auf Netto-Null bis 2050 (Revision des CO2-
Gesetzes und Schaffung des Bundesgesetzes Uber sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien).

Im Mai 2022 fanden die Gesprache nach tber zwei Jahren wieder im Von-Wattenwyl-
Haus statt. Und auch die Themen hatten sich innert Monaten aufgrund der aktuellen
weltpolitischen Lage mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs stark verschoben.
Bundespréasident Ignazio Cassis, Simonetta Sommaruga, Guy Parmelin sowie Walter
Thurnherr diskutierten mit den Vertretungen der Bundesratsparteien Uber die
aussenpolitischen, wirtschaftlichen und energiepolitischen Auswirkungen des Konflikts.
Konkrete Diskussionsgegenstande waren die neutralitatspolitische Ausrichtung der
Schweiz, die Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine in Lugano, der weltweite
Teuerungsdruck und die Energieversorgungssicherheit - neben dem bereits im Februar
diskutierten Stromversorgungsgesetz, dessen Umsetzung beschleunigt werden sollte,
informierte die Energieministerin dabei Uber die geplanten Massnahmen zur
Gasversorgungssicherheit.

Wie vor der Covid-19-Pandemie Ublich traf sich die Landesregierung fur die Von-
Wattenwyl-Gespréache im Herbst in corpore und in Klausur mit den Parteispitzen.
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Neben dem Krieg und seinen Auswirkungen standen die Versorgungssicherheit, die
Finanzplanung, wirtschaftspolitische Folgen der Inflation, die gesundheitspolitische
Lage sowie einmal mehr die Europapolitik auf der Traktandenliste. In der
bundesratlichen Bilanz zu sechs Monaten Krieg nahm Justizministerin Karin Keller-
Sutter Stellung zu den Migrationsbewegungen und dem Schutzstatus S, der rund 62'000
Personen gewahrt worden sei; Verteidigungsministerin Viola Amherd betonte ihrerseits
den Wandel der <«europdischen Sicherheitsarchitektur» und die Bedeutung
multilateraler Organisationen auch fur die Schweiz; Aussenminister Ignazio Cassis
berichtete Uber die Lugano-Konferenz. Die energetische Versorgungssicherheit wurde
von Energieministerin Simonetta Sommaruga erértert. Massnahmen seien etwa eine
Wasserkraftreserve, Einrichtung von Reservekraftwerken und Planen zur Bewéltigung
einer moglichen Gasmangellage; die Stromversorgung sei momentan aber sichergestellt.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin erkléarte die steigenden Energiepreise zur
Hauptursache fir die ansteigende Inflation, die zwar mit 3.4 Prozent unter dem
européischen Mittel liege, aber auch in der Schweiz auf die Kaufkraft driicke. Uber die
schwierige Lage der Bundesfinanzen, denen ab 2024 strukturelle Defizite in
Milliardenhéhe drohten, berichtete Finanzminister Ueli Maurer. Auch in der sich
momentan beruhigenden Situation in der Covid-19-Pandemie gehe es weiterhin darum,
eine Uberlastung des Gesundheitssystems zu verhindern, gab Gesundheitsminister
Alain Berset zu bedenken. Schliesslich informierte Aussenminister Ignazio Cassis auch
Uber die Sondierungsgesprache mit der EU: Es bestinden weiterhin erhebliche
Differenzen.

Die vierte Gesprachsrunde der Von-Wattenwyl-Gesprache fand am 11. November statt.
Die Bundesratsparteispitzen liessen sich dabei Uber die Reise von Bundesprasident
lgnazio Cassis in die Ukraine und die Weiterfihrung des Schutzstatus S informieren.
Erneut wurde auch Uber die Massnahmen zur Verhinderung einer Strommangellage
diskutiert, darunter etwa das Reservekraftwerk in Birr oder der Rettungsschirm fur
systemkritische Stromunternehmungen, aber auch Uber den Verzicht, Unternehmen
oder Private aufgrund der hohen Energiepreise oder der Inflation zu unterstitzen. Auch
die laufenden Sondierungsgesprache mit der EU, die «besorgniserregende
Haushaltsentwicklung» und die nach wie vor angespannte gesundheitspolitische Lage
waren wie schon im Herbst Gegenstand der Diskussionen. °

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Der Nationalrat nahm im Marz 2020 den Aussenpolitischen Bericht 2019 zur Kenntnis.
Der Bericht gibt einen Gesamtuberblick Uber die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr. Dabei zieht er auch Bilanz Uber die bundesratliche Aussenpolitische
Strategie 2016-2019, wobei diese im Generellen positiv ausfiel. Einzelne Ziele,
insbesondere in der Europapolitik, konnten noch nicht erreicht werden. Grund daflr
war vor allem der nach wie vor ausstehende Abschluss eines institutionellen
Rahmenabkommens, welches den bilateralen Weg mit der EU konsolidieren und
weiterentwickeln sollte. Im Jahr 2019 beobachtete der Bundesrat geméss Bericht finf
globale Trends, dazu gehdrten die internationale Protestbewegung der Klimajugend und
jene in Hongkong genauso wie die digitale Transformation und deren Risiken. Auch der
zunehmende strategische Wettbewerb zwischen den Grossméachten, explizit der
Handelskonflikt zwischen den USA und China, die Schwachung des Multilateralismus
sowie die damit einhergehende Abnahme des Sicherheitsniveaus liessen sich im
Berichtsjahr beobachten. Institutionen wie die NATO, die OSZE und die EU wurden
starker in Frage gestellt und die Situation im Mittleren Osten gewinne sowohl in Syrien,
im Iran, in Jemen wie auch in der Golfregion an Brisanz, erklarte der Bundesrat im
Bericht.

Die letzte grosse Entwicklungstendez sei die Verlangsamung der Globalisierung, was fur
die Schweiz bedeute, dass der europaische Markt kurz- und mittelfristig an Bedeutung
gewinnen durfte. Daraus folge als logische Konsequenz ein Bedeutungsgewinn der
bilateralen Beziehungen mit europaischen Staaten, auch ausserhalb der EU.
Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) wiirdigte im Namen der APK-NR die guten Dienste
der Schweiz als Tragerin von Schutzmachtmandaten und die Umsetzung der UNO-
Agenda 2030 trotz mangelnder Kohérenz zwischen den Politikfeldern. Kritischer
ausserte er sich zur fehlenden Fihrung des Bundesrats in der Europapolitik, dennoch
beantragte die Kommission, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Roger Képpel (svp,
ZH) liess hingegen kaum ein gutes Haar an der Aussenpolitik der Schweiz und
beméangelte angesichts der sich anbahnenden Corona-Krise den «lrrweg», den die
Schweiz mit ihrer «globalen Abhéngigkeit» eingeschlagen habe. Die Fraktion der FDP
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fand lobende Worte fir den Bericht und die gestarkte Rolle der Schweiz als
mediierende Kraft im Nahen Osten. Sibel Arslan (basta, BS) beméngelte stellvertretend
fur die grune Fraktion diverse inhaltliche Licken, wie die Verfolgung von LGBTIQ-
Menschen und die neue Richtlinie zur Zusammenarbeit mit Schweizer NGOs. Zum
Abschluss betonte der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis, dass die Aussenpolitik
sowohl verfassungsrechtlich wie auch faktisch eine Angelegenheit des
Gesamtbundesrats sei. Er zeigte sich Uberzeugt, dass der Problematik der fehlenden
Koharenz in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 Rechnung getragen werde und
sich die Schweizer Aussenpolitik dementsprechend noch koharenter und glaubwurdiger
prasentieren durfte.

Die Kenntnisnahme durch den Stédnderat erfolgte aufgrund des Sessionsabbruchs nicht
mehr in der Frihlingssession 2020. ¢

Im Zuge der weltweiten Corona-Pandemie schlossen zahlreiche Lander, darunter auch
die Schweiz, ihre Grenzen fur Reisende. Hafen und Flughéfen stellten den Betrieb ein,
wodurch tausende Schweizer Touristen im Ausland strandeten. Mitte Mérz verzeichnete
das EDA rund 7'700 Reisende, welche sich bei der Travel Admin App registriert hatten.
In Wirklichkeit befanden sich jedoch gemass Schatzungen deutlich mehr
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland. Die Aargauer Zeitung nannte Schéatzungen,
die von mehreren zehntausend Personen ausgingen, der Blick schrieb von bis zu
50'000 Schweizer Reisenden. Auch aufgrund der mangelhaften Ubersicht forderte der
Bundesrat am 19. Marz daher alle Schweizer Reisenden dazu auf, sich auf besagter
Travel Admin App zu registrieren, um Informationen durch das EDA zu erhalten. Das
Krisenmanagement-Zentrum des EDA hatte zu diesem Zeitpunkt bereits mit einer
drastisch erhohten Frequenz an Anfragen zu kdmpfen. Bundesrat Cassis forderte
angesichts der sich zuspitzenden Lage alle Schweizerinnen und Schweizer im Ausland
auf, umgehend in Eigenorganisation in die Schweiz zurlckzukehren. Wie das EDA
verlauten liess, bestehe «laut Auslandschweizergesetz kein Anrecht auf eine
organisierte Ausreise aus einem Krisengebiet oder einer Krisensituation». Nur wenn
nachweislich keine anderweitigen Méglichkeiten zur Ausreise vorhanden seien, wirde
der Bund intervenieren. Zwar plante das EDA geméss Medienmitteilung vom 21. Méarz die
Ruckkehr hunderter Schweizerinnen und Schweizer aus Kolumbien und Peru und
arbeitete dafir mit der Fluggesellschaft «Edelweiss» zusammen. Doch grundséatzlich
beschrankten sich die Behdérden zu diesem Zeitpunkt noch auf die
Informationsvermittlung, die Erstreckung von Fristen flr Flugverbindungen oder auf die
Unterstitzung bei der Erteilung von Landeerlaubnissen. Bereits am 23. Marz war es
jedoch einem Grossteil der mittlerweile 17'000 registrierten Nutzerinnen und Nutzer
der Travel-Admin-Plattform aufgrund lokaler Restriktionen und der flachendeckenden
Streichung von Flugverbindungen kaum mehr maoglich, selbststéndig in die Schweiz zu
reisen. Daher sah sich das EDA gezwungen, eine laut eigener Aussage «bisher nie
dagewesene>» Riickholaktion von Schweizer Reisenden einzuleiten. In Kooperation mit
Edelweiss und Swiss wurden in den nachfolgenden Wochen Dutzende Charterflige, vor
allem nach Afrika, Asien und Lateinamerika organisiert. Die grosste Herausforderung
bestand laut EDA darin, dass Reisende von abgelegenen Orten in die Hauptstédte
gebracht werden mussten, bevor sie den Rickflug in die Schweiz antreten konnten.
Diplomatische Problemlésungen waren auch bei der Unterbringung des Flugpersonals
gefragt, welches sich vor den Ruckfligen jeweils in Hotels ausruhen musste und dazu in
Lander einreiste, welche ihre Grenzen offiziell geschlossen hatten.

Ende April kam die Rickholaktion zu ihrem vorlaufigen Ende, wobei das EDA eine sehr
positive Bilanz zog. So organisierte es zwischen dem 22. Marz und dem 29. April mittels
35 Flugen die Ruckkehr von insgesamt 6'950 Personen. Davon waren 3'974 Schweizer
Staatsangehorige und 2'976 in der Schweiz wohnende Auslanderinnen und Ausléander.
Weitere 1'600 Schweizerinnen und Schweizer kehrten durch Repatriierungsflige
anderer Staaten in die Schweiz zurlick. Reisenden, welche nicht mehr zurlckkehren
konnten sowie Auslandschweizerinnen und -schweizern wurde weiterhin Unterstitzung
und konsularischer Schutz angeboten. Auch die lange unbeantwortet gebliebene Frage
hinsichtlich des Kostenverteilungsschltssels wurde abschliessend geklart. Die
Gesamtkosten der Rulckholaktion beliefen sich auf CHF 10 Mio., welche vom Bund
vorfinanziert worden waren. Die Beteiligung der Reisenden entspréache laut EDA
marktiblichen Preisen, wobei die Passagiere einen Pauschalbetrag bezahlten, der mit
der Lange der Flugstrecke variierte. Diese Kostenteilung erlaube es, 80 Prozent der
Kosten zu decken, womit sich der Bund zu 20 Prozent an den Flugkosten beteilige, so
das EDA. Auf Nachfrage von SRF gestand Hans-Peter Lenz, der oberste Krisenmanager
des Aussendepartements, dass man nur die reinen Flugkosten berlcksichtigt und
«keine Vollkostenrechnung» gemacht habe. Der Transport der Passagiere zum
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Flughafen und die Personalkosten der Fluggesellschaften wurden demnach ebenfalls
vom Bund libernommen.’

In der Frihjahrssession 2021 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. Der Bericht gab einen Uberblick liber die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr, wobei er sich strukturell an der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
und deren vier Schwerpunkten ausrichtete. Einen besonderen Fokus legte er aus
Aktualitatsgrinden auf die Corona-Pandemie. Diese fuhrte im Jahr 2020 zur grossten
Rickholaktion der Schweizer Geschichte und zu einem ausgeweiteten Einsatz der IZA.
Darlber hinaus starkten der Einbezug der Schweiz in das europaische Krisendispositiv,
der funktionierende EU-Binnenmarkt und der grosse Nutzen zahlreicher bilateraler
Abkommen wéhrend der Pandemie das europapolitische Ziel des Bundesrats, den
bilateralen Weg mithilfe eines institutionellen Rahmenabkommens zu vertiefen. Ein
weiterer zentraler Aspekt der Aussenpolitik im Berichtsjahr war die Schweizer
Kandidatur fur den UNO-Sicherheitsrat, welche durch den angekilindigten Einbezug des
Parlaments im Inland vorangetrieben wurde. Ebenfalls hervorgehoben wurden die
geografischen und thematischen Teilstrategien, mit denen der Bundesrat die Koharenz
der Aussenpolitik verstéarken will. Dazu gehoren die MENA-Strategie, die China-Strategie
und die Subsahara-Afrika-Strategie, sowie die |ZA-Strategie, die Strategie zur
Digitalaussenpolitik und die Strategie Landeskommunikation.

Claudia Fried! (sp, SG) kritisierte im Namen der APK-NR das Fehlen einer «Teilstrategie
Europa» in diesem Bericht. Zudem unterstutze die Kommission zwar grundsatzlich das
Bestreben des Bundesrats, die Politikkoharenz zu erhéhen, sie verlange aber, dass die
Agenda 2030 den Ubergeordneten Rahmen fur die Aussenpolitik bilden solle. Die
Kommission beméangelte laut Friedl auch das zu kurze Kapitel zum Thema «Migration
und Flucht», merkte aber selbst an, dass der Bundesrat im Migrationsbericht vertieft
darauf eingehen wolle. Kommissionssprecher Denis de la Reussille (pda, NE) flgte dem
Votum seiner Kollegin hinzu, dass die Frage des Zugangs zu Wasser weiterhin eine
wichtige Rolle in der Schweizer Aussenpolitik spielen werde. Bei dieser Thematik kdnne
sich die Schweiz mit ihrem Fachwissen einbringen. Noch kritischer als die Kommission
war Nationalrat Roland Blchel (svp, SG), der sich entrlstet darlber zeigte, dass das
Rahmenabkommen und die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU im Bericht
erst an achter Stelle aufgefiinrt wurden. Er verlangte die Uberweisung dieses Dossiers
an das Parlament. Nationalratin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) bezeichnete die fehlende
Flhrungsverantwortung des Gesamtbundesrats, dessen verwirrende Kommunikation
und den mangelnden Einbezug des Parlaments diesbezlglich als «Trauerspiel» und
forderte ebenfalls die Uberweisung des Rahmenabkommens an das Parlament.
Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) sprach die bevorstehende Publikation der
China-Strategie an und verlangte, dass die Schweiz von China die Respektierung der
Menschenrechte, mehr Transparenz und die Einhaltung international anerkannter
Handelsregeln einfordern misse. Zum Abschluss der Debatte erklarte Bundesrat Ignazio
Cassis, dass sich die globalen Krafteverhéltnisse nicht zuletzt aufgrund der wachsenden
Konkurrenz der Grossmachte veranderten. Die Schweiz musse in internationalen
Auseinandersetzungen als Brlickenbauerin fungieren, an ihren Trimpfen wie den guten
Diensten festhalten und zugleich ihre Aussenpolitik agiler gestalten, beispielsweise
durch Wissenschaftsdiplomatie oder die digitale Aussenpolitik. Cassis betonte zudem,
dass die Europafrage auch bei einem gescheiterten Rahmenabkommen zentral bleiben
werde und dass die Schweiz sich auch in den bilateralen Beziehungen mit européischen
Staaten engagiere, unter anderem durch die Mind the Gap-Strategie mit dem
Vereinigten Kénigreich. 8

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2021 Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. APK-SR-Sprecher Damian Muller (fdp, LU) fasste die wichtigsten
Schlussfolgerungen des Berichts zusammen und verwies dann auf vier Fragen, welche
sich die Kommission gestellt hatte. Diese betrafen die internationale Forschungs- und
Bildungspolitik, das Mandat der USA im Iran, die Impfsituation des Botschaftspersonals
und die Zusammenarbeit mit NGOs wie dem IKRK. Da diese Fragen zur Zufriedenheit
der Kommissionsmitglieder beantwortet worden waren, sprach er dem Aussenminister
ein Lob fur dessen Arbeit aus.

Kritischer gab sich Carlo Sommaruga (sp, GE), der die im Bericht versprochene
«Kohéarenz» vor allem auf die Entwicklungspolitik bezog und in diesem Bereich noch viel
Verbesserungspotenzial sah. Er kritisierte auch die im Bericht enthaltene Aussage des
Bundesrats, dass der Abschluss eines institutionellen Abkommens mit der EU
angestrebt werde, flur dessen Abschluss man mit den Kantonen und Sozialpartnern
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zusammenarbeite. Der kurz darauf erfolgte Abbruch der Verhandlungen stellte fur
Sommaruga eine Kluft zwischen der europaischen Strategie 2020 und jener im Jahr
2021 dar. Er forderte daher vom Bundesrat eine prazise Strategie, um den im Bericht
angeklindigten bilateralen Weg fortfihren zu kénnen. Bundesrat Cassis bekraftigte das
bundesratliche Bekenntnis zu Europa, gab dabei aber zu bedenken, dass ein gemeinsam
gestalteter bilateraler Weg aussen- und innenpolitisch getragen werden musse. Die
Partnerschaft mit der EU bleibe aber die Prioritadt des Bundesrats. °

In der Sommersession 2022 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2021. APK-NR-Sprecher Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) bedankte sich bei
Aussenminister Cassis flr den «aussagekraftigen Bericht und flur die mehrheitlich
koharente Umsetzung der aussenpolitischen Strategie des Bundesrates». In Bezug auf
den Abbruch der Verhandlungen Uber das Rahmenabkommen habe der Bundesrat im
Bericht erlautert, dass nur in zwei zentralen Bereichen des Abkommens substanzielle
Differenzen - beim Lohnschutz und der Auslegung des Freizlgigkeitsabkommens -
bestanden héatten, wobei die EU nicht bereit gewesen sei, der Schweiz die ndtigen
Ausnahmen zu gewahren. Eine Minderheit der Kommission unterstlitze den
Abbruchsentscheid des Bundesrats, obwohl sie nie zu dieser Entscheidung konsultiert
worden sei, teilte Portmann mit. Die Mehrheit der Kommission habe sich sehr kritisch
darlber gedussert, dass sich der Bundesrat in seinem Bericht - rund zehn Monate nach
Verhandlungsabbruch - nach wie vor optimistisch zeige, dass die Freigabe des
geschuldeten Kohasionsbeitrags und der autonome Nachvollzug von EU-Recht zu einer
Stabilisierung der bilateralen Beziehungen flhren kénnten. Portmann monierte, dass
diesen Aussagen eine «totale Fehleinschatzung seitens des Bundesrates zugrunde
liegt», der die Erosion der bilateralen Vertrage nicht wahrhaben wolle.

Ein weiteres Kapitel des Berichts widmete sich dem Thema «Frieden und Sicherheit».
Darin ging es vor allem um das Engagement der Schweiz auf multilateraler Ebene, unter
anderem in der UNO. Angesichts der erfolgreichen Wahl in den UNO-Sicherheitsrat
wilinschten sich verschiedene Kommissionsmitglieder, dass die Schweiz weiterhin an
der Reform fur eine UNO ohne Vetorecht arbeite und dazu beitrage, eine Vereinigung
von mittelgrossen und kleinen Staaten mit &ahnlich gelagerten Anliegen und
Wertehaltungen zu schaffen, so Portmann. Weitere Minderheiten der APK-NR forderten
vom Bundesrat die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrags und eine aktivere
Politik im UNO-Menschenrechtsrat. Trotz der durchaus auch kritischen Stimmen
beantragte die APK-NR den Bericht einstimmig zur Kenntnisnahme. Denis de la
Reussille (pda, NE), ebenfalls Kommissionssprecher, lobte seinerseits den Bericht und
hob die Bedeutung der Armutsbekdmpfung und des Zugangs zu Wasser in den
kommenden Jahren hervor.

Verschiedene Fraktionssprecherinnen und -sprecher drickten anschliessend ihren
Unmut Uber den Abbruch der InstA-Verhandlungen mit der EU und die daraus
erwachsenen negativen Konsequenzen in Form von fehlender Teilnahme an wichtigen
Kooperationsprogrammen wie Erasmus und Horizon aus. Sie kritisierten auch die
fehlenden Bemulhungen des Bundesrats, die Beziehungen schnellstmoglich zu
verbessern, beispielsweise durch die Aushandlung eines neuen Rahmenabkommens.
Bundesrat Cassis flhlte sich angesichts der insgesamt doch eher positiven
Einschatzungen des Berichts in der Wahl eines neuen methodischen Ansatzes innerhalb
des EDAs bestéatigt, wie er in der Folge erklarte. Dieser neue Ansatz beinhaltete
einerseits die engere Kooperation zwischen den sieben Departementen bei der
Gestaltung der Aussenpolitik, die er zu Beginn der Legislatur in der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023 angekindigt hatte, und andererseits die Entscheidung, den
aussenpolitischen Bericht moéglichst knapp zu halten. Zur Kritik an der EU-Politik des
Bundesrats bezog der Bundesprasident hingegen keine Stellung. Der Nationalrat nahm
den Bericht auf Antrag seiner Kommission zur Kenntnis.
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Frihjahrssession 2022 diskutierte der Nationalrat die Motion Walder (gp, GE),
die vom Bundesrat einen Bericht Uiber die Auswirkungen von Covid-19 auf die Vitalitat
des Netzwerks der internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die
Schweizer Gaststaatpolitik verlangte. Motionar Walder erhoffte sich vom Bundesrat
auch, dass dieser neue Wege aufzeigen wilrde, wie sich die Gaststaatpolitik
weiterentwickeln kénnte. Er beflirchtete namlich, dass die Pandemie langfristig zu mehr
«Homeoffice» in den internationalen Organisationen und somit zu einem Rickgang der
Prasenzversammlungen und einer Schwachung des internationalen Netzwerks der
Schweiz flhren kénnte. SVP-Nationalrat Blichel (svp, SG) war zwar mit Walders Aussagen
einverstanden, hinterfragte aber die Notwendigkeit des Postulats, da der Bundesrat die
von Walder aufgestellten Fragen im anstehenden Bericht zur Gaststaatpolitik 2024~
2027 bearbeiten wolle. Der in der Ratssitzung anwesende Aussenminister Cassis
erklarte dem Nationalrat, dass es im Endeffekt keine Rolle spiele, ob das Postulat
angenommen werde oder nicht, weil das Thema sowieso in der Gaststaatstrategie
behandelt werde. Trotz dieser Indifferenz beantrage der Bundesrat die Annahme des
Postulats, auch weil geméss Cassis «die Kunst der Debatte», «die Kunst der Zeichen»
und die Aussenwirkung mitentscheidend seien. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit
134 zu 56 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. ™

Zwischenstaatliche Beziehungen

Nachdem die Schweiz ihre Grenzen am 15. Juni wieder vollstindig ge6ffnet hatte,
begab sich Bundesrat Ignazio Cassis in den darauffolgenden Tagen auf eine
«Grenztour», um den Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Nachbarlander
zu suchen. Am Tag nach der Grenzoffnung traf er sich mit dem italienischen Minister
flr auswartige Angelegenheiten Luigi di Maio im Tessin. Die Gesprache drehten sich
hauptséachlich um die Bedeutung der Grenzregionen zwischen der Schweiz und lItalien
und um die intensive Kooperation zwischen den jeweiligen Behérden wahrend der
Covid-19-Pandemie. Darliber hinaus besprachen die beiden Minister weitere bilaterale
Themen, wie zum Beispiel ein zukinftiges Memorandum flr eine engere ministeriale
Zusammenarbeit, eine neue Version des Grenzgangerabkommens von 1974 und die
fiskalisch  problematische Situation in Campione d'ltalia. Im Rahmen der
anschliessenden Pressekonferenz meinte di Maio, dass er sich flr die Schweizer
Krisenhilfe (Lieferung von Hygieneartikeln) erkenntlich zeigen méchte, indem er «mehr
Bewegung in die Verhandlungen rund um das Rahmenabkommen zwischen der Schweiz
und der EU» bringen wolle.

Tags darauf reiste Ignazio Cassis nach Kreuzlingen, wo er sich mit dem &sterreichischen
Aussenminister Alexander Schallenberg, der liechtensteinischen Aussenministerin
Katrin Eggenberger sowie Vertretern aus Baden-Wurttemberg, Vorarlberg, Thurgau und
der Internationalen Bodensee-Konferenz traf. Auch in diesen Arbeitsgesprachen ging es
mehrheitlich um die Wiedereréffnung der Grenzen und um die Zusammenarbeit
wéhrend der Krise, beispielsweise zur Rickholung von Reisenden.

Ende Juni tauschte sich Bundesrat Cassis schliesslich in Genf auch noch mit dem
franzdsischen Staatssekretér Jean-Baptiste Lemoyne aus. Erneut wurde festgehalten,
dass die zwischenstaatliche Kooperation die Repatriierungsaktionen fur beide Staaten
vereinfacht habe. Speziell hervorgehoben wurde zudem, dass vor allem Beschaftigte im
Gesundheitsbereich die Grenze auch wahrend der Krise passieren und der
Warenverkehr aufrecht erhalten werden konnte. Cassis betonte in der nachfolgenden
Pressekonferenz, dass der Umgang mit der «neuen Normalitéat» durch Zusammenarbeit
auf européischer Ebene und vor allem zwischen Nachbarléndern bewerkstelligt werden
misse.

Anfang Februar 2021 kindigte das EDA eine mehrtégige Afrikareise von Bundesrat
Cassis an, die Algerien, Mali, Senegal und Gambia umfasste. Die Reise stand im
Zusammenhang mit zwei Regionalstrategien der Aussenpolitischen Strategie des
Bundesrats, jener fir den Mittleren Osten und Nordafrika (MENA) und jener fir
Subsahara-Afrika. Die Pflege der bilateralen Beziehungen begann mit einem zweitagigen
Aufenthalt in Algier, in dessen Rahmen die regionsibergreifenden Herausforderungen -
Frieden, Sicherheit, Migration und Menschenrechte - der aussenpolitischen Strategie
besprochen wurden. Weitere Themen waren die Covid-19-Pandemie und der Beitrag
von Schweizer Unternehmen bei den Reformen im Spitalsektor. Vom 9. bis am 11.
Februar hielt sich die Delegation, zu der auch Nationalratin Schneider-Schneiter (mitte,
BL) und Nationalrat Walder (gp, GE) gehdrten, in Mali auf. Aussenminister Cassis
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betonte bei den offiziellen Gespréchen, dass sich die Schweiz fir die Entwicklung und
die Férderung des Friedens in der Sahelzone einsetze und dass Stabilitat und Sicherheit
in Mali Schwerpunkte der neuen Subsahara-Afrika-Strategie seien. Auch der
Militarputsch im August 2020 und die Notwendigkeit eines friedlichen Ubergangs zu
einer neuen Regierung wurden diskutiert. Diesbezliglich bot Cassis Unterstitzung bei
der Férderung des Dialogs an. Des Weiteren besuchte der EDA-Vorsteher das Schweizer
Kontingent der Mission der Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA), den personell
bedeutendsten Einsatz von Schweizer Armee- und Polizeikraften fir die UNO. Nach
ihrem Aufenthalt in Mali reiste die Delegation in den Senegal, wo die Prioritaten der
Subsahara-Afrika-Strategie - Wohlstand und Nachhaltigkeit - und das Schweizer
Engagement in den Bereichen Berufsbildung und Digitalisierung im Zentrum der
Gesprache standen. Gegenuber den senegalesischen Regierungsmitgliedern wurdigte
Bundesrat Cassis das wirtschaftliche Potenzial des Landes, erinnerte aber auch an
Okologische Herausforderungen. In diesem Kontext unterzeichneten die beiden Lander
ein Memorandum of Understanding zur Bekédmpfung des Klimawandels sowie ein
Abkommen zur Verbesserung der Effizienz und der Wettbewerbsfahigkeit der
Luftverkehrsdienste zwischen den Landern. Am Rande des Besuchs im Senegal
besuchte Bundesrat Cassis auch ein Projekt fur digitale Bildung, das von der ETH
Lausanne umgesetzt und von der DEZA unterstitzt wurde. Zum Abschluss der
Afrikareise besuchte Cassis, als erster Bundesrat Uberhaupt, Gambia, wo er sich mit
Regierungsvertretenden Uber Menschenrechte und Projekte zur Friedensférderung
austauschte. ™

Im Dezember 2020 reichte Damian Miller (fdp, LU) eine Motion ein, mit der er den
Bundesrat beauftragen wollte, Riickfliihrungen nach Algerien auf dem Seeweg zu
vollziehen. Konkret forderte er den Abschluss einer Vereinbarung mit Algerien, welche
Ruckftihrungen erlaubt, ein Transitlands mit Seezugang bewilligt und die Entsendung
eines sogenannten Immigration Liaison Officers (ILO) nach Algier ermdglicht. Stdnderat
Miller begrindete seine Motion damit, dass algerische Flichtlinge in der Schweiz
«praktisch keine Chance» auf einen legalen Verbleib hatten und Algerien die nationale
Liste der hangigen Ausschaffungen daher seit Jahren anflihre. Miller verwies auch auf
Aussagen der kantonalen Migrationsbehérden, gemass derer es vermehrt
«Problemfélle» aus Algerien gebe. Obwohl Algerien 2012 vom EJPD als prioritares Land
zur Rickkehr von Migrantinnen und Migranten eingestuft worden war, seien
zwangsweise Ruckflhrungen mittels Sonderfligen auf Basis des bestehenden
Ruckibernahmeabkommens nicht moglich. Gemass Standerat Muller funktioniere die
Ruckfuhrung auf dem Seeweg nach Marokko hingegen gut, weshalb man auf diesem
Modell aufbauen sollte. Die Entsendung eines ILO nach Algier schliesslich sei notwendig,
um die Beziehungen mit den algerischen Behoérden im Migrationsbereich zu verbessern.
Mdller verwies dabei auf die Absicht des SEM weitere ILO-Stellen schaffen zu wollen.
Der Bundesrat raumte in seiner Stellungnahme ein, dass RuckfUhrungen auf dem
Seeweg oder durch Sonderflige gemass dem geltenden Abkommen mit Algerien
unzulassig seien. Die Zusammenarbeit mit Algerien habe sich in den vergangenen
Jahren jedoch verbessert und die Vollzugspendenzen seien bis zur
Reisebeschréankungen durch die Covid-19-Pandemie deutlich gesenkt worden. Der
Bundesrat zeigte sich optimistisch, dass neue Rulckflihrungsmassnahmen - wie zum
Beispiel Abflige von Basel aus - nach der Offnung der Grenzen zur positiven
Entwicklung beitragen werden. Die Entsendung eines ILO sei zurzeit nicht notwendig.
Einerseits weil dieser geméss SEM in Algier nicht ausreichend ausgelastet ware,
andererseits aber auch weil die Schweizer Botschaft in Algerien Uber ein gutes
Beziehungsnetz in der Migrationszusammenarbeit verflige. Aus diesen Grunden
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion.

In der Frihjahrssession 2021 gelangte das Anliegen in den Standerat, wo der Motionar
dem Bundesrat Passivitat vorwarf. Der Bundesrat lobe sich selber fur die Senkung der
Vollzugspendenzen, obwohl selbige wieder angestiegen seien. Algerier gehdrten zu
jenen Asylsuchenden, die «auffallig oder eben sehr oft auch straffallig» wirden. Laut
Miller habe sich die Zusammenarbeit mit Algerien in den vergangenen drei Jahren,
entgegen der Einschatzung des Bundesrats, nicht verbessert. Er forderte die
anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter dazu auf, es ihrem Amtskollegen Cassis
gleichzutun und fur bilaterale Gesprache nach Algerien zu reisen. Bundesratin Keller-
Sutter entgegnete, dass der Ausbau der Zusammenarbeit mit Algerien im
Ruckkehrbereich fur den Bundesrat hochste Prioritat habe, jedoch habe die Corona-
Pandemie flr einen zeitweiligen Stopp der Bemuhungen gesorgt. Die Bundesratin bat,
die Motion abzulehnen, da ein verbindliches Verhandlungsmandat ihrer Ansicht nach
aussichtslos ware. Der Standerat liess sich davon jedoch nicht beeindrucken und nahm
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AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

die Motion mit 25 zu 16 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. ™

Im Oktober 2021 empfingen Bundesprasident Parmelin und Aussenminister Cassis die
georgische Prasidentin Salome Zourabichvili zum ersten Besuch eines georgischen
Staatsoberhaupts in der Schweiz. In den Gesprachen wurde hervorgehoben, wie positiv
sich die bilateralen Beziehungen zwischen den beiden Staaten in den Bereichen Politik,
Wirtschaft und Kultur in der Vergangenheit entwickelt hatten. Zudem diskutierten die
Delegationen Uber einen geplanten Energiedialog sowie Uber den Abschluss einer
Migrationspartnerschaft. Auch hoben sie die bereits bestehende enge Kooperation bei
der Bekampfung des Klimawandels hervor. Darlber hinaus war das Schweizer
Engagement bei der internationalen Zusammenarbeit im Stdkaukasus Gesprachsthema.
So investiere die Schweiz im Rahmen der Kooperationsstrategie 2022-2025 CHF 34
Mio. in Georgien, um nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu férdern und die sozialen
und wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie abzuschwéchen. Ebenfalls
behandelt wurden die Guten Dienste der Schweiz als Schutzmacht, in deren Rahmen sie
seit 2009 die bilateralen diplomatischen Interessen Russlands in Georgien und
Georgiens in Russland vertritt. ™

Da die geplanten Gesprache in Wien Ende Januar 2022 aufgrund einer Covid-Infektion
von Karl Nehammer nicht hatten stattfinden kénnen, empfingen Bundesprésident
Cassis und Bundesréatin Keller-Sutter den 6sterreichischen Bundeskanzler stattdessen
Mitte Februar im aargauischen Zofingen zum Staatsbesuch. Der Besuch stellte bereits
das dritte hochrangige Treffen zwischen der Schweiz und Osterreich im Jahr 2022 dar,
was den Wunsch der Nachbarlander zeige, ihre Beziehungen weiter zu stérken, wie das
EDA mitteilte. Im Zentrum des Besuchs standen Gesprache zur Umsetzung der
Strategischen Partnerschaft zwischen der Schweiz und Osterreich, die Bekdmpfung der
Covid-19-Pandemie, die Beziehungen der Schweiz zur EU und die Zusammenarbeit mit
Osterreich im Westbalkan, sowie die Lage in Osteuropa. Da auch Justizministerin
Keller-Sutter anwesend war, wurden ebenso die Reform der Schengen/Dublin-Systeme,
sowie die bilaterale Kooperation in den Bereichen Migration und Sicherheit
besprochen. ™

Gute Dienste

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits fiir die
humanitare Hilfe in Hohe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekdampfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite kénnten zudem an
notleidende européische Lander vergeben werden, beispielsweise zur Bekampfung der
prekéren Lage in den Flichtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusétzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darlber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beitragen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. fir den "Catastrophe Containment and
Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erflllte, beantragte er die Annahme derselbigen.

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat Uber die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher fir deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindéammung des Coronavirus Entwicklungslander vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen wirden. Eine
Kommissionsminderheit Griter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das regulare Budget fur die humanitére Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch starker fur die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets daflr verwenden solle. Bundesrat Cassis
befurwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Halfte der erwadhnten CHF 175 Mio.
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kompensiert werden miussten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. "

In der Sommersession 2020 kam die Motion der APK-NR zum Nachtragskredit fiir die
humanitare Hilfe in den Stdnderat. Die APK-NR hatte vom Bundesrat fir das Jahr 2020
eine Aufstockung der Kredite fur humanitére Hilfe um CHF 100 Mio. verlangt, um
substanzielle Beitrage an IKRK, UNO und IFRC und deren Covid-Hilfsprogramme leisten
zu kénnen. Die APK-SR empfehle die Motion mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme, gab
Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher der Kommission bekannt. Sommaruga erinnerte
daran, dass insbesondere afrikanische Staaten mit schwacher Gesundheitsinfrastruktur
und fragiler Wirtschaft besonders hart vom Coronavirus getroffen worden seien. Die
Aufrufe der internationalen Organisationen zeigten, dass enorme zuséatzliche
Anstrengungen nétig seien, um die Folgen der Pandemie in diesen Staaten bewéltigen
zu kénnen. Zwar habe das Parlament im Nachtrag Ila bereits CHF 307 Mio. fur die
Entwicklungshilfe freigegeben, die Motion sei aber aus drei Griinden weiterhin relevant.
Erstens sei sie ein Signal an die Bevolkerung, dass sich die Schweiz an den weltweiten
humanitaren Anstrengungen beteiligen musse. Zweitens unterstutze man damit den
Bundesrat in seinem multilateralen, humanitaren Engagement im Rahmen der Covid-19-
Krise. Und drittens signalisiere man damit, dass das EDA bis Ende Jahr Gesuche um
zusétzliche Mittel einreichen kénne, solange die Grenze von CHF 100 Mio. eingehalten
werde. Eine Minderheit Chiesa (svp, TI) empfahl die Motion zur Ablehnung, unter
anderem weil der Bundesrat in der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-
2024 eine weitere Erhdhung der Ausgaben flr die humanitare Hilfe auf CHF 536 Mio.
vorsehe. Gemass Chiesa habe der Ausbau der finanziellen Unterstitzung zugunsten
multilateraler Organisationen «System» und musse bekampft werden. Zudem sei die
Covid-bedingte Notlage in der Schweiz so gross, dass man in erster Linie die
«Schwachsten im eigenen Land» schitzen musse. Bundesrat Cassis wies die Mitglieder
des Standerats darauf hin, dass die vorliegende Motion alle vier Prioritaten der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 tangiere: Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Mit den bewilligten Nachtragskrediten werde man
die humanitéren Appelle des IKRK, des IFRC, der UNO sowie einen dritten Appell der G-
20-Lénder unterstitzen. Laufende DEZA-Programme wuirden zudem gezielt auf die
Bewaltigung der Pandemie ausgerichtet werden. Die Halfte der geforderten CHF 100
Mio. wirden aus dem reguléren Haushalt finanziert, fir die zusatzlichen Mittel nutze
man auch die Covid-bedingten Kreditreste. Gemass Cassis erfllle der Bundesrat das
Anliegen der Motion mit diesen Massnahmen bereits, weshalb er sie zur Annahme
empfehle. Die kleine Kammer stimmte mit 25 zu 12 Stimmen flr die Annahme der
Motion und folgte damit dem Beispiel des Nationalrats. ™

Entwicklungspolitik

Der Sténderat setzte sich in der Herbstsession 2020 als Zweitrat mit der Strategie der
1ZA 2021-2024, welche im Nationalrat zu heftigen Diskussionen gefuhrt hatte,
auseinander. Damian Muller (fdp, LU) teilte dem Stédnderat im Namen der APK-SR mit,
dass die Kommission die Strategie parallel zur Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL; Mo.
18.4129) beraten habe, da diese zu einem Grossteil durch eben diese IZA-Strategie
erfullt worden sei. Mdller lobte im Namen der Kommission die Strategie und
insbesondere den Mut des Bundesrats, die Entwicklungshilfe geografisch auf 35 statt 46
Staaten zu konzentrieren. Durch diese Fokussierung und die drei Kriterien der Strategie
(«Bedurfnisse der Bevolkerung», «Mehrwert der Schweizer |ZA», «Schweizer
Interessen») sei es der Schweiz méglich, sich in Gebieten einzubringen, wo sie wirklich
einen Beitrag leisten kénne. Auch die Kooperation mit dem Privatsektor, die in den
Augen der Kommission «Neuland» darstelle, wurde positiv aufgenommen. Der vom
Bundesrat veranschlagte Gesamtbetrag von CHF 11.25 Mia. habe in der Kommission fur
Diskussionen gesorgt. Standerat Muller verkiindete aber, dass die Kommission
schliesslich mit klarer Mehrheit dem Bundesrat gefolgt sei und zwei Antrége auf
Krediterndhungen abgelehnt habe. Darlber hinaus fand auch der vom Nationalrat
entwickelte Artikel 2a, der den jahrlichen Betrag der Rahmenkredite von der
wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbau der Covid-19-Schulden abhangig machen
wollte, keine Mehrheit in der Kommission. Die APK-SR empfahl vielmehr, dem
Bundesrat zu folgen und die vier Bundesbeschlisse in der Form des bundesréatlichen
Entwurfs gutzuheissen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) schlug einen Artikel vor,
mit dem der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die APD-Quote bis 2030 auf 0.7
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Prozent anzuheben. Sommaruga wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass zahlreiche
andere européische Lander diese 0.7 Prozent bereits erreichten, wahrend die Schweiz
selbst nicht einmal die vom Parlament festgesetzten 0.5 Prozent erfille. Bundesrat
Cassis sprach sich kurz darauf gegen den Minderheitsantrag Sommaruga aus, weil eine
derartige Mittelerhnéhung angesichts der jungsten Entwicklung der Bundesfinanzen
nicht sinnvoll ware. Er merkte jedoch an, dass das Parlament bei der jahrlichen
Budgeterstellung eine Anpassung vornehmen kénne, wenn das gewlnscht werde. Der
Bundesrat lehne zudem den vom Nationalrat eingebrachten Artikel 2a ab. Der Standerat
lehnte schliesslich den Minderheitsantrag Sommaruga deutlich ab, wollte auch vom
nationalratlichen Vorschlag nichts wissen und folgte der Vorlage des Bundesrats.
Weitere Minderheitsantrage von funf SP-Stéanderadtinnen bzw. -Stdnderaten, welche
mehr Geld in unterschiedlichen Bereichen der IZA forderten blieben mit 19 zu 14
Stimmen ebenfalls chancenlos. Durch die Ablehnung von Artikel 2a schuf er eine
Differenz zum Nationalrat, weshalb das Geschéaft erneut in den grossen Rat ging. ™

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Zu Beginn des Jahres 2022 hatte der Bundesrat stark mit der neuen Dynamik in der
fiinften Welle der Covid-19-Pandemie zu kdmpfen: Die sich immer stérker
ausbreitende Omikron-Variante erwies sich als deutlich ansteckender als die bis zu
diesem Zeitpunkt vorherrschende Delta-Variante. Dies fluhrte zu immer neuen
Rekordzahlen laborbestatigter Ansteckungen mit dem Corona-Virus. Anders als bei der
Delta-Variante stiegen jedoch die Spitaleinweisungen deutlich weniger stark an. So
stellte etwas spater auch die EMPA zusammen mit wissenschaftlichen Instituten und
dem Kanton Graubiinden fest, dass «Omikron [...] das Gesundheitssystem wohl nicht
an die Grenzen [bringel». So sei die Omikron-Variante zwar infekti¢ser als die Delta-
Variante, aber «scheinbar weniger gefahrlich fur die Gesundheit». Folglich stieg die
Anzahl téaglicher Hospitalisationen mit oder wegen Covid-19 zwischen Dezember 2021
und Februar 2022 auf durchschnittlich 119 und blieb damit fast halb so gross wie im
November 2020 mit durchschnittlich 206 entsprechenden Hospitalisationen taglich.
Somit stand neu nicht mehr in erster Linie das Gesundheitssystem pandemiebedingt
vor grossen Schwierigkeiten, sondern die Wirtschaft: Die Medien diskutierten
ausflhrlich Uber die Folgen des Personalmangels, der durch die Uberaus hohen
Quarantanezahlen verursacht wurde. «Wir kdnnen nicht einen Drittel der Bevolkerung
in Quarantane schicken, sonst wirde alles zusammenbrechen», gab etwa der Luzerner
Gesundheitsdirektor Guido Graf (LU, mitte) gegenlber der Luzerner Zeitung zu
bedenken. Am 12. Januar 2022 entschied der Bundesrat daher, die Kontaktquaranténe
sowie die Isolation von zehn auf funf Tage zu verklrzen, wie es Economiesuisse zuvor
gegenlber den Medien gefordert hatte. Weiterhin konnte die Isolation jedoch nur
verlassen, wer zuvor 48 Stunden ohne Symptome war. Die Kontaktquarantéane wurde
Uberdies auf Personen in demselben Haushalt und mit engem Kontakt zu Infizierten
beschrénkt, wéhrend Personen, die innert der letzten vier Monate geimpft worden oder
genesen waren, ganzlich von der Quarantane ausgenommen wurden. Ausdricklich
ermoglichte der Bundesrat den Kantonen zudem Ausnahmen bezlglich Quarantane und
Isolation, «um die Versorgungssicherheit zu gewahrleisten». Trotz dieser
Abschwachung der Quaranténe verlangerte der Bundesrat Mitte Januar 2022 ob der
immer noch steigenden Fallzahlen die Geltungsdauer verschiedener Massnahmen: Die
Kontaktquaranténe sowie die Homeoffice-Pflicht sollten neu bis Ende Februar gelten,
die 2G-, 2Gplus- und 3G-Regeln, die Maskenpflicht und die Einschréankung privater
Treffen sollten gar bis Ende Marz aufrechterhalten werden. Zudem sollten die Covid-19-
Zertifikate in Ubereinstimmung mit den Regelungen in der EU neu nur noch 270 statt
365 Tage glltig sein.

Dies sollten jedoch vorerst die letzten Verscharfungen in den Covid-19-Regelungen
sein. Denn so schnell die laborbestatigten Covid-19-Fallzahlen Ende 2021 angestiegen
waren, so schnell begannen sie Ende Januar 2022 wieder zu sinken. Entsprechend
entschied sich der Bundesrat, die Homeoffice-Pflicht und die Kontaktquarantane per
3. Februar 2022 wieder aufzuheben. Die Kontaktquarantédne habe aufgrund der hohen
Ansteckungszahlen «an Bedeutung verloren» und wurde folglich erstmals seit
Pandemiebeginn eingestellt. Weiterhin mussten sich jedoch infizierte Personen
wahrend funf Tagen isolieren, um Ansteckungen anderer zu verhindern. Zwei Wochen
spater hob der Bundesrat schliesslich beinahe alle verbliebenen Covid-19-Massnahmen
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auf: Er beendete generell die Zertifikats- und Maskenpflicht - ausser im 6ffentlichen
Verkehr und in Gesundheitseinrichtungen -, die Bewilligungspflicht von
Grossveranstaltungen sowie die Einschrankung privater Treffen. Zuvor hatte sich eine
Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden flir diese schnelle Lockerung
ausgesprochen. Zwar stiegen die Fallzahlen Mitte Februar 2022 erneut an, erreichten
bis Mitte Marz aber mit tber 40'000 Féallen und einem 7-Tage-Durchschnitt von 28'000
Fallen nicht mehr die Rekordzahlen von Mitte Januar 2022.

Dass der Anteil Personen, die sich bisher noch nie mit dem Coronavirus infiziert hatten,
immer geringer wurde, zeigte sich beispielhaft an den sich mehrenden Meldungen Uber
infizierte Bundesratsmitglieder: Im Februar 2022 traf es Ignazio Cassis, im Marz 2022
Gesundheitsminister Alain Berset sowie Guy Parmelin und im April Simonetta
Sommaruga. Im August 2022 gab der Bundesrat dann bekannt, dass in der Zwischenzeit
Uber 97 Prozent der Schweizer Bevolkerung mit dem Virus in Kontakt gekommen seien -
durch Ansteckung oder Impfung, wobei 70 Prozent der Gesamtbevolkerung mindestens
einmal geimpft seien.

Bereits vorher, ndmlich am Freitag, 1. April 2022 folgte schliesslich nach Uber zwei
Jahren Ausnahmezustand die Riickkehr in die normale Lage gemass Epidemiengesetz.
Somit fielen mit der Isolationspflicht fur infizierte Personen und der Maskenpflicht im
offentlichen Verkehr und in Gesundheitseinrichtungen auch die letzten grossen
Massnahmen zur Bekampfung der Pandemie. Gleichzeitig legte der Bundesrat die
«Hauptverantwortung fur Massnahmen zum Schutz der Bevdlkerung» nun wieder in die
Hande der Kantone. Dennoch wollte er in einer einjahrigen Ubergangsphase eine
erhohte Wachsamkeit und Reaktionsfahigkeit aufrechterhalten, in der die wahrend der
Pandemie wichtigen Strukturen insbesondere bezlglich Tests, Impfungen und Contact
Tracing erhalten bleiben sollten. So hatten Bund und Kantone bereits einen Monat zuvor
in einer Medienmitteilung festgestellt, dass auch weiterhin mit saisonalen
Erkrankungswellen zu rechnen sei. Um das Ausmass der Verbreitung des Virus weiterhin
Uberprifen zu kénnen, setzte der Bundesrat in der Folge verstarkt auf die Uberpriifung
des Abwassers: Bis zu diesem Zeitpunkt war das Wasser in sechs Klaranlagen auf die
Starke der Virenlast und die zirkulierenden Varianten Uberprift worden, neu wurde
dieses Projekt auf 100 Klaranlagen ausgedehnt.

Ganzlich aufgehoben wurden die Covid-19-Massnahmen im Ubrigen nicht, bestehen
blieben die zwangsweisen Covid-19-Tests von Abgewiesenen bei der Rickstellung in ihr
Herkunftsland, welche das Parlament bis ins Jahr 2024 verléangerte.

Im Mai 2022 verabschiedete der Bundesrat ein Grundlagenpapier zu Zielen und
Aufgabenverteilung in der Ubergangsphase. Demnach liege die Hauptverantwortung
bei den Kantonen, wobei sie insbesondere fir die Test- und Spitalkapazitaten und das
Impfangebot zu sorgen und allféllige Massnahmen bei Anstieg der Fallzahlen zu
ergreifen hatten. Der Bund blieb lediglich zustindig fur die Uberwachung, den
internationalen Personenverkehr, fur die Versorgung mit Heilmitteln sowie fir alle
Massnahmen aufgrund des Covid-19-Gesetzes. Die besondere Lage gemaéss
Epidemiengesetz werde er zukinftig nur dann wieder ausrufen, wenn die BemuUhungen
der Kantone die Verbreitung des Virus nicht verhindern kénnten und die 6ffentliche
Gesundheit gefahrdet sei.

Ab Juni 2022 stiegen die Fallzahlen fir eine Sommerwelle - wie sie in den Medien
teilweise genannt wurde - an, die Mitte Juli 2022 Héchstwerte von fast 10'000 Fallen
und einen 7-Tage-Schnitt von fast 8'000 Fallen erreichte. Wie stark die Corona-
Pandemie in der Zwischenzeit an Schrecken und Aufmerksamkeit verloren hatte, zeigte
sich etwa daran, dass sich die Medien kaum noch auf eine einheitliche Nummerierung
der Covid-19-Wellen einigen konnten. Zudem galt die Medienaufmerksamkeit in der
Zwischenzeit viel mehr den beiden grossen aktuellen Themen, dem Krieg in der Ukraine
und dem Energie-Engpass. Mitte September 2022 bahnte sich schliesslich eine auch
vom Bundesrat mehrfach prognostizierte Herbst- und Winterwelle an, die aber bis
Ende Jahr mit einem Spitzenwert im Oktober von fast 8'300 gemeldeten
Neuinfektionen taglich und einem maximalen 7-Tage-Schnitt von 5'450 Neuinfektionen
nicht die beflrchteten Fallzahlen erreichte - womoglich auch wegen einer hohen
Dunkelziffer.

Allgemein hatte sich der Fokus der bundesratlichen Massnahmen seit November 2021
immer stérker hin zur Ausweitung der Behandlungsméglichkeiten der Schweizer
Bevolkerung verschoben. So berichtete die Regierung immer wieder lUber den Kauf
neuer Arzneimittel, mit denen Patientinnen und Patienten mit einem erhéhten Risiko
fir einen schweren Verlauf oder bei einem schweren Verlauf behandelt werden
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konnen: Ende November 2021 reservierte der Bundesrat 8'640 Packungen des
«vielversprechenden Arzneimittels» Molnupiravir von MSD Merck Sharp & Dohme AG
Schweiz, das bis im Januar 2022 verfugbar sein sollte. Ende Dezember 2021 kamen
weitere Vertrdge mit GlaxoSmithKline AG und Roche Pharma (Schweiz) AG fir die
Medikamente Sotrovimab (2'000 Packungen) und  Casirivimab/Imdevimab (4'000
Packungen) hinzu, welche der Bund bereits im Jahr zuvor bestellt hatte. Kurz darauf gab
die Regierung im Rahmen ihres Forderprogramms fir Covid-19-Arzneimittel den
Abschluss von Vertrégen mit vier in der Schweiz ansassigen Unternehmen in der
Gesamthohe von CHF 27 Mio. bekannt, von denen sie sich bis Ende 2022 neue
Medikamente versprach. Im Mai 2022 folgte ein Vertrag mit Pfizer fur die Beschaffung
von 12'000 Packungen des Arzneimittels Paxlovid.

Doch nicht nur zur Behandlung, auch zur Prophylaxe standen neu Arzneimittel zur
Verflgung: Noch Ende 2021 erteilte Swissmedic dem Arzneimittel Ronapreve, das zur
Pravention von Covid-19 flr Personen mit ungenigender Immunantwort auf die
Impfung dient, die Zulassung. Dieses Medikament war in Ubereinstimmung mit der
Covid-19-Verordnung 3 bereits wahrend der Zulassungsphase eingesetzt worden. Mitte
Februar 2022 reservierte der Bundesrat zudem erneut 2'000 Packungen des
Medikaments Sotrovimab von GlaxoSmithKline AG, wahrend er in Ubereinstimmung mit
Motionen von Verena Herzog (svp, TG) und der SGK-NR den Zugang zu weiteren
Arzneimitteln zur Pravention von Covid-19 flr immunsupprimierte Personen sicherte.
Im Marz 2022 und im Juil 2022 folgten Vertrége mit AstraZeneca Schweiz flr
Tixagevimab/Cilgavimab als weitere Moglichkeit zur Prophylaxe gegen Covid-19.

Ausgedehnt wurden auch die Impfmoglichkeiten. Bereits Ende 2021 hatte der
Bundesrat bekannt gegeben, dass die Bevolkerung auch im Jahr 2022 gratis Zugang zu
den Covid-19-Impfungen haben werde - die Kosten teilen sich OKP, Bund und Kantone
weiterhin auf. Noch Ende 2021 hiess Swissmedic nach Pfizer/BioNTech und Moderna
auch die Auffrischungsimpfung von Johnson & Johnson sowie deren Kreuzimpfungen
mit mRNA-Impfstoffen gut.

Neu zugelassen fur Personen ab 18 Jahren wurde Anfang Marz 2022 Uberdies der
Impfstoff Nuvaxovid von Novavax. Neben den beiden mRNA-Impfstoffen von
Pfizer/BioNTech und Moderna sowie dem Vektor-basierten Impfstoff von Johnson &
Johnson stellte Nuvaxovid einen Protein-Impfstoff dar, der «einen nicht infektidsen
Bestandteil der Oberflaiche des Sars-CoV-2-Virus» enthélt und damit eine
Immunreaktion auslést. Im April 2022 nahmen BAG und EKIF diesen Impfstoff in ihre
Impfempfehlung fir Personen ab 18 Jahren auf.

Anfang Marz 2022 gab der Bundesrat seinen Plan fur die Impfstoffversorgung der
Schweizer Bevolkerung fur das Jahr 2023 bekannt, die er mit je 7 Mio. Impfdosen von
Pfizer/BioNTech und Moderna sowie mit je weiteren 7 Mio. optionalen Dosen
sicherstellen wollte. Bereits zuvor hatte er bekannt gegeben, bis Mitte 2022 maximal 15
Mio. Impfstoffdosen an die COVAX-Initiative und andere Lander weiterzugeben, sofern
die Schweiz diese nicht verwenden kdnne. Spater entschied das Parlament jedoch bei
der Beratung des Nachtrags |Ib zum Voranschlag 2022, die Anzahl Impfdosen fur das
Jahr 2023 zu halbieren, woraufhin das BAG neue Vertrage mit den Impfstofflieferanten
ausarbeiten musste.

Im Juni 2022 folgte ein erstes Zulassungsgesuch fur einen «Omikron-Impfstoff» durch
Moderna Switzerland GmbH, Anfang August sowie Mitte September folgten auch zwei
entsprechende Antrage von Pfizer/BioNTech. Die Gesuche wurden Mitte September
(Moderna) respektive Mitte Oktober (Pfizer/BioNTech) bewilligt.

Laufend passten BAG und EKIF auch ihre Impfempfehlung an: Ab Mai 2022 empfahlen
sie  Personen mit einem stark geschwachten Immunsystem eine weitere
Auffrischimpfung mit einem mRNA-Impfstoff, Anfang Juli dehnten sie diese
Empfehlung auf Personen Uber 80 Jahren aus. Und auf den Herbst hin empfahlen sie
insbesondere Personen uber 65 Jahren sowie Personen mit erhéhtem Krankheitsrisiko
durch Vorerkrankung oder Schwangerschaft sowie ergdnzend dazu Personen in Akut-
und Langzeitbetreuung oder in Betreuung besonders gefdhrdeter Personen eine
Impfung. Schliesslich sei die Impfung auch fur alle anderen Personen ab 16 Jahren
sinnvoll, um «das Risiko einer Infektion oder eines seltenen schweren Verlaufs [zul
vermindern».

Nicht nur fir Erwachsene, auch fir Kinder wurden die Impfmdoglichkeiten erweitert.
Bereits Ende 2021 erteilte Swissmedic dem Impfstoff von Pfizer/BioNTech die
Zulassung fur Kinder zwischen funf und elf Jahren, im Mai 2022 folgte die Zulassung des
Moderna-Impfstoffs fur Kinder zwischen sechs und elf Jahren und im September 2022
die Zulassung von Novoxovid fur Jugendliche zwischen 12 und 18 Jahren.
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Neben den Arzneimitteln und Impfungen gelangte auch die Finanzierung der Covid-19-
Massnahmen sowie der Abbau der pandemiebedingten Schulden, welche der
Bundesrat ausserordentlich verbucht hatte, starker in den Fokus. Im Februar 2022
beantragte die Regierung die Finanzierung der vom Parlament vorgenommenen
Anderungen in der vierten Revision des Covid-19-Gesetzes in einem ausserordentlichen
Nachtrag la zum Voranschlag 2022, was das Parlament in der Frihjahrssession 2022
guthiess.

In der Folge wurde vor allem Uber den Abbau der Covid-19-Schulden diskutiert, wobei
man sich lange nicht einig war, ob die Schulden mit zukiinftigen Uberschiissen oder
auch mit bisherigen Uberschiissen und dafiir in einer verkiirzten Frist abgebaut werden
sollten. Das Parlament entschied sich schliesslich, nur die zukiinftigen Uberschiisse und
allfallige SNB-Zusatzausschuttungen zu verwenden, deren Anfallen jedoch im Verlauf
des Jahres unwahrscheinlich geworden war.

Gleichzeitig wurden auch immer mehr Aktivitdten zur Evaluation des
Krisenmanagements wahrend der Pandemie bekannt. Bereits Ende 2020 hatte das BAG
eine «externe Evaluation Uber die Bewaltigung der Covid-19-Pandemie» in Auftrag
gegeben. Diese stellte Bund und Kantonen grundséatzlich ein gutes Zeugnis aus,
kritisierte jedoch die Krisenvorbereitung sowie das anféngliche Krisenmanagement. Im
Juni 2022 erganzte der Bundesrat diese Evaluationsbemihungen um eine
Administrativuntersuchung zur Beschaffung von Covid-19-Impfstoffen, bei der
untersucht werden sollte, ob sémtliche Beschaffungen durch Kredite gedeckt «und in
den Vertragen Parlamentsvorbehalte eingefligt» waren. Zeitgleich erschien auch der
zweite Bericht Uber die Beschaffung von medizinischen Gutern wahrend der Covid-19-
Pandemie, gemass dem die Armeeapotheke zwischen Juli 2020 und Dezember 2021
medizinische Guter im Wert von CHF 96 Mio. beschafft hatte. Deren Einsatz bezlglich
der Maskenbeschaffung im Frihjahr 2020 wurdigte der Bundesrat Uberdies in einer
Stellungnahme zu einem Bericht der GPK-NR. Das «VBS und insbesondere die
Armeeapotheke» hatten den Auftrag, eine grosstmogliche Menge an Schutzmasken in
klrzester Zeit zu beschaffen, «unter hohem Druck, mit grossem Einsatz und trotz der
schwierigen Bedingungen» erflllt. Aus den dabei dennoch erfolgten Fehlern sollen nun
Lehren gezogen werden.

Im August 2022 zeigten statistische Auswertungen schliesslich noch einmal das
Ausmass der Pandemie im Jahr 2020 auf: So habe es im ersten Pandemiejahr 12.4
Prozent mehr Todesfélle gegeben als durchschnittlich, wobei die Covid-19-Pandemie
mit 12.2 Prozent fUr am drittmeisten Todesfalle nach Herz-Kreislauf-Krankheiten (mit
26.9%) und Krebs (mit 22.2%) verantwortlich gewesen sei.

In der Herbst- und Wintersession 2022 beschéftigte sich das Parlament mit der fiinften
Anderung des Covid-19-Gesetzes, bei dem es erneut insbesondere um die Frage ging,
wie lange die Regelungen im Covid-19-Gesetz aufrecht erhalten bleiben sollen.
Besonders umstritten war dabei die Frage, ob die Kantone die Finanzierung und
Organisation der Covid-19-Tests Ubernehmen sollten, wie dies der Bundesrat
vorgeschlagen hatte. Die Kantone wehrten sich erfolgreich, so dass ab 2023 die
Krankenkassen und bei Tests, welche fur Reisen notig sind, die Bevélkerung fur die
Tests aufkommen werden.

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Winter 2017 fand der Israelisch-Palastinensische Konflikt auf aussergewdhnliche Art
und Weise seinen Einzug in die parlamentarische Debatte in Bundesbern. Mittels einer
Motion wollte Nationalrat Quadri (lega, TI) den Bundesrat damit beauftragen, den
Austritt der Schweiz aus der Unesco zu beschliessen. Der Motionéar verwies auf diverse
Initiativen, welche von der Sonderorganisation der UNO angestossen worden waren und
mit der Neutralitat der Schweiz schlichtweg nicht vereinbar seien; sei dies nun die
Resolution «Besetztes Palastina», welche vorsieht, dass Ost-Jerusalem und das Gebiet
der Al-Aksa-Moschee ausschliesslich als arabisch angesehen werden, oder die
Bezeichnung der Patriarchengraber in Hebron als muslimisches Kulturerbe: Die Unesco
versuche lediglich 3000 Jahre Geschichte auszuléschen, indem sie mit ihrem Vorgehen
historische Fakten verleugne. Daher sei der Verbleib der Schweiz in der Unesco unter
diesen Bedingungen nicht mit dem Neutralitatsgebot vereinbar, weshalb man dem
Beispiel der USA und Israels folgen und aus der Organisation austreten solle.
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In seiner Stellungnahme vom Februar 2018 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion. Der Auftrag der Unesco sei es, durch internationale Zusammenarbeit zu
Frieden und nachhaltiger Entwicklung in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur
und Kommunikation beizutragen, wozu auch der Schutz und die Wahrung des
Welterbes zéhlten. Besonders dort, wo Kulturglter sich in Konfliktzonen befanden,
spiele die Organisation eine bedeutende Rolle in der Dialogprofilierung zwischen den
Konfliktparteien, womit der Schutz des Kulturerbes geférdert werden kénne. Daher
stelle der Bundesrat das Engagement der Schweiz flur die UN-Organisation nicht
infrage.

Der Austritt der USA und die jungst ihrerseits erfolgte Anerkennung Jerusalems als
Hauptstadt Israels beeintrachtigten geméss dem Bundesrat den zuvor Uber den
Verhandlungsweg erreichten Frieden der Zweistaatenlésung. Die Schweiz habe zur
Kenntnis genommen, dass bezlglich der geweihten Statten in Jerusalem der Status quo
gewahrt werden soll. Schon seit geraumer Zeit unterstitze sie die Entsendung einer
unabhangigen Mission zur faktenbasierten Lagebeurteilung und wie Bundesrat Cassis in
der anschliessenden Nationalratsdebatte im Juni auch anfihrte, anerkenne die
angesprochene Resolution die Bedeutung der Altstadt von Jerusalem und ihrer Mauern
fur samtliche monotheistischen Religionen. Ebenso wurde bei der Aufnahme der
Altstadt von Hebron in die Welterbeliste darauf verwiesen, dass es sich hierbei um eine
Statte handle, die allen drei Religionen zur Ausiibung der jeweiligen Riten und Praktiken
frei zuganglich sei. Mit ihrem Verbleib in der Unesco solle die Schweiz dafir Sorge
tragen, dass diese auch effizient und richtig funktioniert.

Im Nationalrat schienen die bundesratlichen Argumente auf Anklang zu stossen: Die
Motion wurde mit 127 zu 54 Stimmen bei 11 Enthaltungen und ohne weitere
Wortmeldungen abgelehnt. %

1) Medienmitteilung Bundesrat vom 12.3.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 17.2.22; Medienmitteilung Bundesrat vom
22.4.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 9.3.22; TA, 15.10.20; SoZ, 20.12.20; Blick, 22.12.20; Blick, TA, 16.1.21; So-Bli, 17.1.21;
SoZ,21.2.,2.5.21; AZ, 4.12.21; Blick, 24.12.21; TA, 11.1.22; Blick, 18.2.22; SoZ, 20.2.22; 24H, 10.3.22; SoZ, 13.3.22

2) Bundesratsfoto 2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 1.1.22; TA, 14.12.21; So-Bli, SoZ, 2.1.22

3) Medienmitteilung Bundesrat vom 1.7.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 30.6.22; CdT, 25.6.22; Blick, CdT, Lib, 1.7.22;
Blick, CdT, 2.7.22; SoZ, 3.7.22

4) Medienmitteilung Bundesrat vom 1.2.21; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.11.21; Medienmitteilung Bundesrat vom 3.5.21;
Medienmitteilung Bundesrat vom 3.9.21; Medienmitteilung Bundesrat vom 30.8.21; Medienmitteilung Bundesrat vom 5.2.21;
Medienmitteilung Bundesrat vom 7.5.21; Medienmitteilung Bundesrat vom 8.11.21

5) Medienmitteilung Bundesrat vom 11.11.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 13.5.22; Medienmitteilung Bundesrat vom
2.9.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 29.8.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 31.1.22; Medienmitteilung Bundesrat vom
4.2.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 7.11.22; Medienmitteilung Bundesrat vom 9.5.22

6) AB NR, 2020, S. 325 ff.; BBI, 2020, S.1565 ff.

7) Medienmitteilung EDA vom 19.3.20; Medienmitteilung EDA vom 21.3.20; Medienmitteilung EDA vom 23.3.20;
Medienmitteilung EDA vom 24.4.20; Blick, 18.3.20; NZZ, 19.3.20; AZ, 20.3.20; TA, 23.3.20; NZZ, 24.3., 27.3.20; TA, 28.3.20;
NZZ,11.4.20; AZ, TA, 25.4.20; AZ, 27.4.20

8) AB NR, 2021, S. 304ff.; BBI, 2021230

9) AB SR, 2021, S. 518 ff.

10) AB NR, 2022, S. 1127 ff.

11) AB NR, 2022, S. 333 f.

12) Medienmitteilung Bundesrat vom 16.6.20; Medienmitteilung Bundesrat vom 17.6.20; Medienmitteilung Bundesrat vom
26.6.20; LT, NZZ,17.6.20

13) Medienmitteilung EDA vom 11.2.21; Medienmitteilung EDA vom 13.2.21; Medienmitteilung EDA vom 9.2.21; LT, 13.2.21

4) AB SR, 2021, S. 11ff.; Mo. 20.4477; AZ,10.9.19

5) Medienmitteilung WBF vom 15.10.21

6) Medienmitteilung EDA vom 14.2.22

7) AB NR, 2020, §.543 ff.

8) AB SR, 2020, S. 491 ff.; Bericht der APK vom 14.5.20

9) AB SR, 2020, S. 827 ff.

20) AB NR, 2018, S. 813 f.
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